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Sri Lanka

Der UN-Menschenrechtsrat 
(MRR) hat zum Ende seiner 
25. Tagung (3. bis 28. März 

2014) eine weitere Resolution zu Sri 
Lanka angenommen.1 Die Resoluti-
on beauftragt das Hochkommissariat 
für Menschenrechte (OHCHR – Of-
fice of the High Commissioner for Human 
Rights), die Lage der Menschenrech-
te in Sri Lanka zu überprüfen und 
eine gründliche Untersuchung zu ver-
muteten, schweren Verletzungen der 
Menschenrechte und vergleichbaren 
Verbrechen vorzunehmen; das heißt 
Kriegsverbrechen und Verletzungen 
des humanitären Völkerrechts. Das 
OHCHR soll dem MRR über sei-
ne vorläufigen Erkenntnisse münd-
lich im September und ausführlich 
schriftlich im März nächsten Jahres 
berichten.

Im Vorfeld der Resolution stell-
te die Hochkommissarin für Men-
schenrechte, Navi Pillay, ihren Be-
richt vom Februar 2014 vor, in dem 
sie die Einsetzung einer internationa-
len Untersuchungskommission for-
dert.2 Die sri-lankische Regierung 
habe zwar mehrere Institutionen 
zwecks Untersuchung von Menschen-
rechtsverletzungen eingerichtet und 
einen Aktionsplan verabschiedet, die-
se seien aber nicht unabhängig. Pil-
lay kritisierte, Opfer und potenzielle 
Zeug(inn)en hätten kein Vertrauen in 
die staatlichen Institutionen; sie be-

zweifelten, dass ihre Aussagen ernst 
genommen würden und fürchteten 
Repressionen. Der tatsächliche Stel-
lenwert der Menschenrechte für die 
Regierung Sri Lankas zeige sich an 
der systematischen Einschüchterung 
von Menschenrechtsverteidigern. Pil-
lay erwähnte in ihrer Rede explizit die 
kurz zuvor verhafteten und mit einem 
Redeverbot belegten prominenten 
Bürgerrechtler Ruki Fernando und 
Father Praveen Mahesan. Auch stellte 
sie klar, dass die Regierung Sri Lankas 
trotz Einladung an das OHCHR im 
August vergangenen Jahres das An-
gebot zur technischen Zusammenar-
beit bislang ausgeschlagen habe, also 
die Bereitschaft zur Kooperation mit 
den UN-Menschenrechtsinstituti-
onen vermissen lasse. 

Leugnen verfängt nicht mehr 
so einfach

Die Antwort der Regierung Sri Lan-
kas bestand in der üblichen, katego-
rischen Zurückweisung; wenngleich 
dieses Mal im Ton moderater als die 
beiden Jahre zuvor. Der Vertreter Sri 
Lankas warf der Hochkommissarin 
vor, über das Mandat der Resolution 
vom März 2013 hinausgegangen und 
mit einer voreingenommenen Hal-
tung an die Auswertung ihrer Ein-
drücke herangegangen zu sein. Der 
Bericht enthalte viele faktische Feh-
ler und stütze sich auf fragwürdige 

Quellen. Die Regierung habe in einer 
ausführlichen Stellungnahme darauf 
hingewiesen, ohne dass das Hoch-
kommissariat jedoch darauf einge-
gangen wäre.3 So habe man deutlich 
gemacht, dass im April ein Zeugen-
schutzprogramm ins Parlament ein-
gebracht würde und auch eine Einla-
dung an die Arbeitsgruppe des MRR 
zum Thema Verschwindenlassen 
von Menschen vorgesehen sei. Die 
erwähnten Verhaftungen von Ruki 
Fernando und Father Praveen Ma-
hesan seien Teil einer Anti-Terror-
Maßnahme im Zuge des versuchten 
Wiederaufbaus der LTTE (Liberati-
on Tigers of Tamil Eelam). Insgesamt sei 
der Bericht zu Lasten der Regierung 
politisch motiviert und stelle eine 
Einmischung in die inneren Angele-
genheiten Sri Lankas dar. Die Regie-
rung arbeite gerne mit den Vereinten 
Nationen zusammen, aber nur gemäß 
den Interessen des Landes. Die Reso-
lution finde keine Zustimmung durch 
die Regierung; sie werde auch negati-
ve Folgen im Land und für die Koo-
peration mit den Vereinten Nationen 
haben.

In der Debatte zum Bericht und 
später zur Abstimmung über den 
Resolutionstext wurde von west-
lichen Staaten immer wieder auf die 
Verhaftung von Ruki Fernando und 
Father Praveen mit dem Argument 
verwiesen, dass in Sri Lanka faktisch 
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keine kritischen Untersuchungen 
zugelassen, im Gegenteil, entspre-
chende Befürworter sogar staatli-
cherseits verfolgt werden. Einige 
Länder aus dem nordafrikanischen 
Raum, so Marokko, äußerten ihre 
Sorge über die Angriffe gegen religi-
öse Minderheiten. Namibia und Si-
erra Leone unterstützten die Beteili-
gung internationaler Einrichtungen 
am internen Untersuchungsprozess. 
Die Botschafterin von Sierra Le-
one nahm Bezug auf die Geschich-
te ihres Landes und unterstrich, dass 
Regierungen sich der Vergangenheit 
stellen und sich etwa mit dem In-
strument einer Wahrheitskommissi-
on der Pflicht der Rechenschaftsle-
gung stellen müssten. In Sri Lanka 
sah sie dafür keine überzeugende 
Grundlage.

Verfahrenstricks als Ausdruck 
der Schwäche

Die Resolution folgte nicht dem Vor-
schlag Pillays, eine unabhängige Un-
tersuchungskommission einzusetzen. 
Ansonsten wäre wohl keine Mehrheit 
für den Text zustande gekommen. Je-
doch wird im Operative Paragraph 10 
das OHCHR beauftragt, als externe 

Institution eine Untersuchung zu den 
vermuteten Verbrechen gegen das 
humanitäre Völkerrecht und gravie-
renden Verletzungen der Menschen-
rechte einzuleiten sowie die Daten 
für eine mögliche spätere Entschei-
dung über eine solche Commission of 
Inquiry zu sammeln. Doch selbst die-
ser Auftrag ging Hardlinern wie Rus-
sland, Saudi Arabien, Pakistan, Chi-
na und Kuba, die aus prinzipiellen 
Gründen kein externes Monitoring 
wünschen, zu weit. Überraschend 
war die ablehnende Haltung Indiens, 
dessen Vertreter mit dem Resoluti-
onstext harsch ins Gericht ging und 
Indiens Enthaltung bei der Abstim-
mung ankündigte. In den beiden Jah-
ren zuvor hatte Indien der Resoluti-
on zu Sri Lanka jeweils mit Verweis 
auf die ungeklärte Lage der Minder-
heiten zugestimmt. An dieser Lage 
hat sich eigentlich nichts verändert 
- im Gegenteil. Die veränderte Hal-
tung Indiens ist vermutlich daraus 
zu erklären, dass Indien selbst unter 
den Druck der UN-Berichterstattung 
geraten ist, etwa im Zusammenhang 
mit dem Armed Forces Special Powers 
Act von 1958, der in Berichten ver-
schiedener Sonderberichterstatter 
kritisch bewertet wird.

In dieser Gemengelage verlief der 
Abstimmungsprozess über die Reso-
lution ziemlich spannend und unter 
Zuhilfenahme von Verfahrenstricks. 
Pakistan stellte den Antrag, sich mit 
dem Resolutionsentwurf erst gar 
nicht zu befassen. Dieser Antrag wur-
de allerdings mit 16 Ja- und 25 Nein-
Stimmen verworfen. Ein nächster 
Antrag zielte darauf, den strittigen 
Operative Paragraph 10 aus dem Text zu 
entfernen, also das Kernstück der Re-
solution. Auch dieser Antrag verfehl-
te die Mehrheit, indem 23 Staaten für 
die Beibehaltung votierten und 14 da-
gegen. Darüber hinaus gab es im Ab-
stimmungsprozess mehrere Anträge 
zur Geschäftsordnung, um die Befür-
worter der Resolution zu entnerven. 
Letztlich fand die Resolution eine 
Mehrheit mit 23 Ja- bei 12 Nein- Stim-
men und 12 Enthaltungen. Nach dem 
Abstimmungsmarathon trat Kuba aus 
Frust nochmals nach und warf dem 
Ratspräsidenten, Botschafter Baude-
laire Ndong Ella aus Gabun, vor, die 
Regeln der Geschäftsordnung nicht 
zu beherrschen. Kuba hoffe, dass die-
se Regelverletzung nicht zur Charak-
teristik seiner Präsidentschaft werde.
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Schüler der während des Bürgerkriegs 
stark beschädigten Udaiyarkaddu-Schu-
le im Norden Sri Lankas stehen an der 
Mauerlücke, die einst ihr Klassenzimmer-
fenster war - rundherum Einschusslöcher im 
Mauerwerk.
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